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TEILA 

Die Pflicht zur Begründung von Maßnahmen in den 
Mitgliedstaaten und im Europäischen Recht 

I. Einleitende Bemerkungen 

In einer der ersten Rechtssachen1 vor dem Gerichtshof der EGKS1 

hatte die Hohe Behörde die Meinung vertreten, "ihr müsse die Freiheit 
eingeräumt werden, nach und nach geeignete Prinzipien für die Ge-
staltung ihrer Begründung zu entwickeln". Diese Auffassung konnte 
sichangesichtsder dem Gerichtshof zustehenden Aufgabe, die Wahrung 
des Rechts bei der Auslegung und Anwendung der Gemeinschaftsver-
träge zu sichern3, nicht in dem Maße durchsetzen, wie es die Hohe 
Behörde wohl gehofft hatte: In der langjährigen Rechtsprechungs-
tätigkeit des Gerichtshofs, die in einer nun schon mehr als 17 Bände 
umfassenden Entscheidungssammlung ihren Niederschlag findet, spielte 
die Frage der Erfüllung der von den Gemeinschaftsverträgen geforder-
ten Begründungspflicht eine nicht geringe Rolle4• Hierbei mußten die 
Gemeinschaftsorgane wiederholt zur Kenntnis nehmen, daß die von 
ihnen vertretene Auffassung zur Begründungspflicht vom Gerichtshof 
nicht geteilt wurde.5. Der Grund für jene Äußerung der Hohen Behörde 
dürfte allerdings kaum in der Verkennung der ihr obliegenden generel-
len Begründungspflicht oder der dem Gerichtshof obliegenden Auf-
gaben, als vielmehr in der Fassung der eine Begründungspflicht auf-
erlegenden Vertragsbestimmungen zu finden sein. 

t Rs. 6/54, RsprGH 1, 231. 
I Die Zusammenlegung des GH der EGKS, der EWG und der EAG er-

folgte mit Wirkung vom 1. 1. 1958 (s. Art. 7 "Abkommen über gemeinsame 
Organe für die europäischen Gemeinschaften" vom 25. 3.1957, BGBl. II 
5 . 1156 und Bek. vom 27.12.1957 BGB1.1958 II S. 1). 

3 Vgl. Art. 31 EGKSV, Art. 164 EWGV, Art. 136 EAGV. 
• s. Anhang. 
Ii Allerdings nicht nur in der Form, daß eine Verletzung der Begründungs-

pflicht vom GH festgestellt wurde, sondern auch derart, daß eine Begrün-
dung, deren Zulänglichkeit von der Kommission wohl selbst bezweifelt 
worden war, vom GH nicht beanstandet wurde (s. Rs. 16/65 und dazu 
Kapteyn S. 47). 

2 SeheWer 
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II. Die die Begründungspflicht statuierenden Bestimmungen 

1. Die generell eine Begründung tordemden Vorschriften 
in den Gemeinschaftsverträgen und ihre Unterschiede 

Nach Art. 5 EGKSV gibt die Gemeinschaft die Gründe für ihr 
Handeln bekannt, wenn sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben begrenzte 
Eingriffe vornimmt. 

Art.15 EGKSV verpflichtet demgemäß die Hohe Behörde, die von 
ihr erlassenen Entscheidungen, Empfehlungen und Stellungnahmen mit 
Gründen zu versehen. 

Der Rat wie die Kommission sind nach Art. 190 EWGV verpflichtet, 
die von ihnen erlassenen Verordnungen, Richtlinien und Entscheidun-
gen mit Gründen zu versehen. 

Eine entsprechende Verpflichtung für den Euratombereich enthält 
Art.162 EAGV. 

Die schon hier festzustellenden Unterschiede zwischen dem EGKSV 
und den Verträgen von Rom bestehen einmal darin, daß nach dem 
EGKSV nur Maßnahmen der Hohen Behörde, dagegen nicht Maß-
nahmen des Ministerrats6 der Begründungspflicht unterliegen - was 
eine Folge der Aufgabenverteilung ist, durch die dem Rat nach den 
Verträgen von Rom größere Bedeutung zukommt -, zum anderen 
darin, daß der Umfang der der Begründungspflicht unterliegenden 
Maßnahmen differiert7. 

Hierbei entsprechen die individuellen Entscheidungen des EGKSVS 
den Entscheidungen des EWGV und des EAGV, die allgemeinen Ent-
scheidungen des EGKSV den Verordnungen der Verträge von Rom. 
Den Empfehlungen des EGKSV entsprechen die Richtlinien des EWGV 
und des EAGV, mit dem Unterschied, daß sich die Empfehlungen des 
EGKSV außer an Mitgliedstaaten auch an Unternehmen richten kön-
nen. Während die nichtverbindlichen Stellungnahmen des EGKSV der 
Begründungspflicht unterliegen, besteht eine solche Pflicht für die 
ebenfalls nicht verbindlichen Stellungnahmen und Empfehlungen des 
EWGV und des EAGV grundsätzlich nicht. 

2. Einzelvorschriften des Gemeinschaftsrechts, 
die eine Pflicht zur Begründung vorsehen 

Neben diesen prinzipiellen, eine Begründungspflicht statuierenden 
Vorschriften, findet sich verschiedentlich auch in einzelnen Bestimmun-

a Ein gemeinsamer Rat und eine einzige Kommission wurde durch den 
Vertrag vom 8. 4. 65 (BGBl. II 1454) eingesetzt, der am 1. 7. 1967 wirksam 
wurde. 

7 Hierzu s. u. Teil C IV§ 2 Tell 2, 2. 
8 s. Art. 15 Abs. 2, 33 Abs. 2. 
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gen des Gemeinschaftsrechts ein Hinweis auf die Verpflichtung zur Be-
gründung von Maßnahmen, so in Art. 54 Abs. 4, 65 § 2 Abs. 5, 88 Abs. 1 
EGKSV, Art. 2 lit. c der Entscheidung 22/609, Art. 169 und 170 EWGV, 
denen Art. 141 und 142 EAGV entsprechen, Art. 25 des Beamtenstatuts10 

für beschwerende Verfügungen der Anstellungsbehörde. 

3. Die Möglichkeit der gemeinsamen Behandlung 

Es läßt sich somit feststellen, daß zwischen EGKSV einerseits und 
EWGV andererseits keine völlige Übereinstimmung in der Formulie-
r-ung der eine Begründungspflicht fordernden Bestimmungen besteht, 
daß EWGV und EAGV bezüglich der die Begründungspflicht aufstellen-
den Vorschriften jedoch wörtlich übereinstimmen. Trotz dieser teil-
weisen Unterschiede können die sich aus der Pflicht zur Begründung 
ergebenden Fragen im wesentlichen für den EGKSV und die Verträge 
zur Gründung der EWG und der Euratomgemeinschaft gemeinsam be-
handelt werden11, da die grundsätzliche Anordnung, bestimmte Maß-
nahmen zu begründen, in den drei Verträgen dieselbe ist. 

m. Praktische Bedeutung und systematische Einordnung 
der Begründungspflicht 

Was das Handeln der Gemeinschaftsorgane anbelangt, läßt sich die 
Begründungspflicht durchaus als eine der fundamentalen Bestimmun-
gen bei der Durchführung bzw. zur Erreichung der Ziele der euro-
päischen Gemeinschaften auffassen12• Dennoch oder gerade deshalb 
lassen Fragen und Fragenkomplexe hinsichtlich der Begründung nicht 
auf sich warten, wie insbesondere Zweck und Ausgestaltung der Be-
gründung oder mögliche Grenzen, systematische Stellung und prak-
tische Bedeutung der Begründungspflicht. 

1. Die Begründungspflicht als Formvorschrift 

Zunächst läßt sich feststellen, daß die Pflicht zur Begründung be-
stimmter Maßnahmen eine Anforderung an die Gestaltung, die Form 
der Maßnahmen darstellt. Formvorschriften als materiell-rechtliche 
Verfahrensnormen sind im Zusammenhang mit den prozeßrechtlichen 
Regelungen der Verträge zu sehen. 

9 ABI. 1960, 1248. 
to ABI. 1962, 1385 {VO 31 EWG; VO 11 EAG); VO (EWG, Euratom, EGKS) 

Nr. 259/68 des Rates vom 29. 2. 1968 (ABI. Nr. L 56). 
tt Ebenso GA Roemer RsprGH 9, 167, 178; 9, 339; 11, 23. Sehrans Spalte 283; 

Thierfelder S. 29 Fn. 89; Ehle Anm. 2 zu Art. 190. 
u Vgl. Bonaert u. a. S. 48; Korsch KSE 1, S. 493. 

2* 


